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Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahme bei Teilrechtskraft von Eheschutzentscheiden

Sachverhalt

Der Einwohnergemeinderat S. wird als Vormundschaftsbehörde um Überprüfung und Errichtung von Kindesschutzmassnahmen (Erziehungsbeistandschaft für die Besuchsrechtsregelung) ersucht. Die Eltern haben zwei gemeinsame Kinder leben seit Juli 2002 gerichtlich getrennt. Die entsprechende Verfügung, Eheschutzmassnahmen im Verfahren nach Art. 175 ZGB, des Kantonsgerichtes X ist bei der Rekursinstanz hängig. Dem Rekurs wurde die aufschiebende Wirkung entzogen. Im Rekurs sind die Unterhaltszahlungen während dem Getrenntleben Prozessgegenstand. Die Kinderzuteilung (der neunjährig Sohn ist in Obhut beim Vater, die fünfjährig Tochter in Obhut bei der Mutter) und die gewährten Besuchsrechte des anderen Elternteils werden nicht angefochten.
· Ist in dieser Situation für die Errichtung von Kindesschutzmassnahmen im Sinne von Art. 308 Abs. 2 ZGB das Gericht nach Art. 315a ZGB oder die Vormundschaftsbehörde nach Art. 315 ZGB zuständig?

Erwägungen

1. Zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen kennt das Gesetz eine sachliche Doppelzuständigkeit: In eherechtlichen Verfahren ist grundsätzlich das Gericht zuständig (Art. 315a ZGB), in den übrigen Verfahren die vormundschaftlichen Behörden (Art. 315 ZGB). Unter die eherechtlichen Verfahren fällt das Ehescheidungs-(Art. 111 ff. ZGB), das Ehetrennungs-(Art. 117 f. ZGB) und das Eheschutzverfahren (Art. 171 ff. ZGB). Die vormundschaftlichen Behörden bleiben allerdings auch während eherechtlichen Verfahren zuständig, wenn das Kindesschutzverfahren vor dem eherechtlichen Verfahren eingeleitet wurde (Art. 315a Abs. 3 Ziff. 1 ZGB) oder Gefahr im Verzug ist und das Gericht voraussichtlich nicht rechtzeitig handeln könnte (Art. 315a Abs. 3 Ziff. 2 ZGB).

2. Der Sinn dieser Zuständigkeitsregelung liegt in einem effizienten und kohärenten Verfahren. Wenn sich das Ehegericht, welches im Unterschied zu den vormundschaftlichen Behörden nur auf Antrag und nie von Amtes wegen aktiv wird, mit den familiären Verhältnissen auseinandersetzen muss, liegt es sachlich nahe, nicht für Teilbereiche eine andere – eben die Vormundschaftsbehörde - parallel abklären und entscheiden zu lassen.

3. Das Eheschutzverfahren dient der Versöhnung der Ehegatten (Art. 172 Abs. 2 ZGB), auch wenn es in der Praxis oft angewandt wird, um provisorische Massnahmen im Hinblick auf eine Ehescheidung zu treffen (was im Rahmen eines Ehescheidungsverfahrens gestützt auf Art. 137 ZGB zu erfolgen hat). Das Eheschutzverfahren findet deshalb seinen Abschluss mit dem rechtskräftigen Entscheid (Art. 172 Abs. 3 ZGB). Im vorliegenden Fall ist der Entscheid mit Ausnahme der Unterhaltszahlungen rechtskräftig.

4. Kindesschutzmassnahmen, welche im Anschluss an den Entscheid des Eheschutzgerichts notwendig werden, fallen in den sachlichen Zuständigkeitsbereich der Vormundschaftsbehörde, wenn unterdessen kein Ehescheidungsverfahren angehoben worden ist. Allerdings stellt sich in Fällen wie dem vorliegenden die Frage, ob das Begehren an die Vormundschaftsbehörde auf Tatsachen beruht, welche erst nach dem Entscheid des Eheschutzgerichts entstanden sind. Trifft das nicht zu, hätte das Eheschutzgericht gestützt auf Art. 315a Abs. 1 ZGB mit der Regelung des persönlichen Verkehrs auch die den Kindesschutz sichernden Begleitmassnahmen verfügen müssen. Falls ein derartiger Mangel bestehen sollte, empfiehlt es sich, mit dem Gericht Rücksprache zu nehmen (zur Vermeidung künftiger negativer Kompetenzkonflikte).

5. Selbst wenn die nun anlaufenden Untersuchungen der Vormundschaftsbehörde zum Schluss gelangen sollten, dass der Entscheid des Eheschutzgerichts hinsichtlich der Regelung des persönlichen Verkehrs geändert werden muss, bleibt die Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde erhalten, weil ihr selbst die Änderung strittiger Besuchsrechtsregelungen obliegt (Art. 315b Abs. 2 ZGB), wenn nicht gleichzeitig strittige Fragen hinsichtlich Unterhalt oder elterliche Sorge zu entscheiden sind.

6. Mit Rücksicht auf die Tatsache, dass zwischen Unterhaltsbeitrag und Betreuungsanteil ein direkter Zusammenhang besteht (Art. 285 Abs. 1 ZGB), wäre im Falle der Notwendigkeit einer Anpassung des persönlichen Verkehrs zwischen Vormundschaftsbehörde und Obergericht, welches die umstrittene Unterhaltsregelung zu entscheiden hat, ein Meinungsaustausch durchzuführen und gegebenenfalls die Sache dem Obergericht zu übertragen. Ist die rechtskräftige Regelung des persönlichen Verkehrs jedoch lediglich mit einer Kindesschutzmassnahme abzusichern, fällt dies nach dem Gesagten in den Zuständigkeitsbereich der Vormundschaftsbehörde.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 31.1.2003
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